
lVahherhalten ,,erschiedener Be,,ölkerungsgrnppen bei der Landtagswahl 1968 

- Ergebnisse der Repräsentativen Landtagswahlstatistik -

Das Ergebnis der Wahl zum fü~ften Landtag von Baden, 
Württemberg am 28. April 1968 ist, allgemein mit einiger 
Überraschung aufgenommen worden. Schon bald nach der 
Schließung der Wahllokale zeichnete sich deutlich ab, daß der 
Wahlgang in der politisd1en Szenerie einige nidtt unbedeu­
tende Veränderungen gebradtt hatte - Anlaß genug für die 
vielfältigsten Diskussionen und Spekulationen. Fast zwangs­
läufig bildeten hierfür subjektive Meinungen und Urteile die 
Grundlage, da sidt aus den allgemeinen Wahlergebnissen nur 
in begrenztem Maße Sdtlüsse auf die Griinde für' einen Wahl­
ausgang ziehen lassen. Diesem Mangel wenigstens teilweise 
abzuhelfen ist die amtlid1e Statis'tik dank einer besonderen 
Erhebung über das Wahlverhalten der Bevölkerung ·in der 
Lage. Der Gesetzgeber hat sie näiulid1 in Art. 53 des Lanitags­
wahlgesetzes beauftragt, Statistiken iiber die Geschledzts- und 
Alter·sgliederung der Wahlberechtigten und Wähler unter Be-· 
riid.sichtigung ihrer Stimmabgabe zu erstellen. Diese als 
Repräsentativstatistik angelegte Erhebung wurde 1964 erst­
mals bei einer Landtagswahl in Baden-Württemberg durdtge­
fiihrt und 1968 in verbesserter Fo.rm wiederholt. Vor der 
Interpretation der Ergebnisse seien zum besseren Verständnis 
der Auswertungen wie aud1 zur Vermeidung immer wieder 
v,orkommcnder Mißverständnisse einige Erläuterungen zur 
Erhebungsmethode g·egeben. 

Vorbereitung und Durchführung tler Repräsentativen 
Landtagswahlstatistik l!lOS 

In die W a_hlstichprobe 1968 wurden 141 Wahlbezirke ein­
bezogen, die sidt auf 57 der 70 Wahlkreise verteilen. Unter­
sudtungen hatten ergeben, daß die 1965 getroffene Auswahl 
von Stichprobenwahlbezirken für die Repräsentative Bundes­
tagswahlstatistik auch für die Stichprobe anläßlid1 der Land­
tagswahl 1968 VE?rwendbar war; insoweit konnte ein nidtt 
unbeträchtlid1er Arbeitsaufwand eingespart werden. Der Be-· 
Stimmung der Stid1probenwahlbezirke 1965 lag eine g~sdtid1-
tete Zufallsauswahl zugrunde; Sdtichtungsmerkmale waren 
sieben Gemeindegrößenklassen nach dem St;~d von Anfang 
1965 und innerhalb dieser eine Kombination von sieben 
Gruppen des SPD- und drei Gruppen des FDP/DVP-Zweit­
stimmenanteils bei der Bundestagswahl 1961 sowie sd,Iießlich 
von drei Gruppen des Anteils der evangelischen Bevölker·ung 
nach dem Stand der Volkszählung 1961. Änderungen der 
Wahlbezirkseinteilung seit 1965 wurden entspred1end berück­
sichtigt. Die Ermittlung der Ergebnisse der Repräsentativen 
Landtagswahlstatistik 1968 war wie folgt geregelt: 

a) Die Feststellungen über die Geschledits- und Altersgliede­
rtmg der Wahlbereditigten und Wähler waren von den Ge­
meinden an Hand der Eintragungen in den Wählerverzeid1-
nissen unter Berücksichtigung der genanen Anordnungen des 
Statistisd1en Landesamts zu treffen. Insgesamt wurden neun 
Altersgruppen unterschieden, und zwar Männer bzw. Frauen 
im Alter von 21 bis 24, 25 bis 29, 30 bis '34, 35 bis 39, 110 bis 44, 
45 bis 49, 50 bis 59, 60 bis 69 sowie 70 ~der mehr Jahren. Für 
je.de dieser 18 Gruppen waren auszuzählen Wähl~r mit Stimm­
abgabevermerk ( ohne Wähler mit Wahlschein); Nichtwähler 
(Wahlberechtigte ohne Stimmabgabe - oder Wahlsd,einver­
merk) und Wahlbered1tigte niit Wahlscheinvermerk. Die Wäh­
ler mit Wahlsd1ein konnten des~egen 'nid1t berücksiditigt 
werden, weil sie ihr Wahlrecht nur in Ausnahmefällen im 
h~imischen Wahlbezirk ausüben bzw. weil nidit zu erwarten 
war, daß die in die Erhebung einbezogenen Wahlberechtigten 
mit Wahlschein in der Masse oder wenigstens weit überwie­
gend in einem Stichprobenwahlbezirk wählen. Demnadt ist es 
zwar möglich, die Wahlberechtigten insgesamt und darunter 
diejenigen mit Wahlschein sowie die Wähler ohne Wahlschein 
in der Gliederung nach Geschlecht und Altersgruppen nach­
~uweisen; bei der Beredmung gesdtlechts- und altersspezifi­
scher Wahlbeteiligungsquoten müssen indessen die Wahl-

sd1eininhaber außer Betradit bleiben. Angesichts der relativ 
geringen Anzahl von Wählern mit Wahlssdtein - 1968 waren 
es 3,9'0/o der Gesamtzahl - ist eine Beeinträdttigung der Aus­
sagekraft der wahlstatistischen Ergebnisse nicht gegeben. 

b) Die Auszählungen über die Stimmabgabe für clie einzelnen 
Wahlvorschläge nach Gesdiledit und Altersgruppen der Wähler 
wurden vom Statistisd1en Landesamt selbst an Hand der mit 
Unterscheidungsaufdruck versehenen Wahlzettel der Stich­
probe.nwahlbezirke vorgenomm·en. Aus dem Untersdteidungs­
aufdruck ging hervor, ob es sid1 bei dem Wähler um einen 
Mann oder eine Frau handelte und zu welcher der vier Alters­
gruppen 21 bis 29, 30 bis 44, 45 bis 59 sowie 60 oder mehr 
Jahre •der Wähler gehörte (beispielsweise lautete der auf 
Geburtsjahrgruppen abgestellte und durch Kennbudtstaben 
verdeutlichte Aufdruck wie folgt: A. Mann, geboren 1939 bis 
1947). Da jede der insgesamt acht Wählergruppen in jedem 
Stichprobenwahlbezirk -viele Personen umfaßte, konnte auf 
die Stimmabgabe eines ein~elnen Wählers in keinen Fall 
geschlossen werden. Das Wahlgeheimnis wurde also strikt 
gewahrt. Bei den Auszählungen über die S.timmabgabe blieben 
die Briefwähler unberücksichtigt, weil die Einbeziehung dieses 
Wählerkreises im Hinblick auf die Wahrung des Wahlgeheim­
nisses unvertretbaren technischen Aufwand erfordert hätte. 
Es verbleiben demnach die Wähler ohne und mit „einfadiem" 
Wahlschein, deren Stimmabgabe sich allerdings von der der 
Briefwähler in gewissen Grenzen unterscheidet_. · 

Was die Zuverlässigkeit der repräsentativ gewonnenen Er­
gebnisse angeht, so kann auf eine gute· ÜbereinstiUC:mung 
zwisd1en d_en Resultaten dieser besonderen und der allgemei­
nen Landtagswahlstati~tik hingewiesen werden, wie nad1ste­
hende Aufstellung zeigt: 

Wahl-
Stimmenanteil der 

Bezeichnung beteili- CDU 
1 

SPD 
1 

FDP/ 
1 

DL 
1 

NPD 
gung1) DVP 

% 

Totalauswertung2) • 70,1 44,0 

1 

29,2 

1 

14,3 

1 

2,3 
1 

9,9 
Dagegen Stich-

1 
prohe3) •••••••• 70,8 44,2 29,1 14,3 2,0 10,0 

1) Ohne Berü~sichtigung der Inhaber von Wahlsd1einen. - !) Olme Ergeb­
nis der ßriCCwahl. - 1) Originalwerte._· 

Unter Berücksid1tigung der jeder Stichprobe anhaftenden 
Fehlerbreite ist die Repräsentative Landtagswahlstatistik 1968 
demnach als gelungen zu bezeichnen. Ihr besonderer Wert ist 
darin zu sehen, daß sie auf das tatsächlidie Wahlverhalten 
abhebt und nicht auf Aussagen darüber. Trotz der verhältnis­
mäßig breiten Zahlenbasis, die nicht zuletzt,durch die beson-

' dere Sorgfaltspflid,t der amtlichen Statistik geboten ist, hat 
die ~epräsent.ative Landtagswahlstatistik außerdem den Vor­
teil, daß man mit ihrer Hilfe relativ rasch zu Aussagen über 
das Wahlverhalten von Bevölkerungsgruppen kommen kann, 
die in- diese·r Statistik nicht primär untersudtt werden. Die 
Anlage d~r Erhebung erlaubt es nämÜd1, durch entsprechende 
Zusammenfassung von Ergebnissen aus Stidtp,;:obenwahlbezir­
ken das Wahlverhalten der städtisd1en und ländlidien Bevöl­
kerung, der evangelischen und katholischen Wähler sowie der 
bäuerlichen Bevölkerung darzustellen: ein nidtt unwesentli­
d,es Nebenprodukt. 

Insgesamt waren von der W ahlstidtprobe 124 234 W ahlbe­
rechtigte und 85 431 Wähler (ohne Briefwähler) erfaßt, das 
sind 2,2 °/oder jeweiligen Gesamtzahl (Auswahlsatz). Um von 
den Stichprobenwerten zu voll vergleidtbaren Totalzahlen für 
die Wahljahr~ 1968 und 1964 zu kommen, wurden die Reprä­
sentativergebnisse an die aus der allgemeinen Landtagswahl­
·statistik bekann'ten Randwerte angepa_ßt und mit den sidi 
ergebenden effektiven Auswahlsätzen reziprok hodtgeredtnet, 
das heißt multipliziert. 
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Dns allgemeine l\'ahlergebnis1) als Ausgangspunkt" 
für die Untersnehnn&:"en 

An der Landtagswahl 1968 nahmen sieben Parteien teil, 
nämlich die Christlich-Demokratische Union (CDU), die Sozial­
demokralischc Partei Deutschlands (SPD), die Freie Demo­
kratische Partei/Demokratische Volkspartei (FDP/DVP), die 

. Aktionsgemeinschaft Unabhängiger Deutscher (AUD), die 
Demokratische Linke (DL), die Freisoziale Union (FSU) und 
die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD). Außer 
CDU, SPD und FDPiDVP han_delt es sich bei den übrigen vier 
Parteien um solche, die 1968 erstmals an einer Landtagswahl 
in Baden-Württemberg- zumindest unter der jetzigen Bezeich­
nung - teilnahmen, so daß Vergleiche zum Ergebnis von 1964 
nur in begrenztem Umfang möglich sind. 

Wahlberechtigt waren 5,61 Mill. Personen, an Wählern 
zählte man 3,97 Mill., das entspr_icht eine~_ Wahlbeteiligung 
von 70,70/o ge"genüber 67,70/o im Ja_hr 1964.,Ungültig waren 
85 900 Stimmen oder 2,2 0/o all.er abgegebenen Stimmen; 1964 
waren es 2,3 °/o. Von den ·3,88 Mill. gültigen Stimmen entfielen 
auf die CDU 1,72 Mill., das sind 46 600 Stimmen (2,8 °/o) :mehr 
als 1964. Da jedoch - bedingt vor allem durch die höhere 
Wahlbeteiligung - die Gesamtzahl der gültigen Stimmen um 
7,3 0/o und damit_ fast dreimal so stark zunahm, fiel der Stim­
menanteil der CDU von 46,2 0/o (1964) auf 44;2 0/o zurück. Die 
SPD verlor 225 600 Stimmen, rund ein Sechstel der Stimmen­
zahl von 1964, nnd kam mit 1,12 Mill. Stimmen auf 29,0 0/o 
gegeniiber 37,3 0/o in 1964. Die FDP/DVP ·übertraf mit 560 100 
Stimmen das Ergebnis von 1964 um 87 700 oder ein knappes 
Fiinftel; ihr Stimmcnanleil stieg von 13,10/o auf 14,40/o. Als 
viertstärkste Partei erwies sich die NPD, die 381 ~00 Stimmen 
auf sich ve~einigtc und mit 9,8 0/o knapp unter einem Zehntel 
aller Stimmen blieb. Auf die DL entfielen 88 200 Stimmen 
(2,30/o), auf die AUD 11000 (0,30/o) und auf die FSU 441. 
Ein Einzelbewerber im Wahlkreis Konstanz I erhielt·318 Stim­
men. 

·Nach den wahlgesetzlichen Bestimmungen erlangten die 
CDU 60 Mandate (1964: 59), die SPD 37 (47), die FDP/DVP 
18 (14) und die NPD 12 (-). Die Zahl der Sitze im Landtag 
erhöhte sich durch fünf Überhangmandate der CDU.und je ein 

· Ausgleichsmandat der SPD und der FDP/DVP um sieben auf 
127. Der Landtag trat am 11. Juni 1968 zu seiner konstituic-­
rendcn Sitzung und zur Wahl des Landtagspräsidenten (CDU) 
zusa,;,mcn, dem_ z'wei Stellvertreter von SPD und FDP/DVP 
zur Seite stehen. Am Tage darauf folgte die Wahl.des Minister­
präsidenten, den wiederum die CDU stellt; dem ebenfalls·an 
diesem Tage verei.digtcn Kabinett gehören weiterhin je vier 
Minister der CDU und SPD sowie ein Staatssekretär für Ver­
triebenenfragen (CDU) an. 

Geschlechts- 11ml Altersgliedernng der 
'''nhlberechtigten · 

Von den 5,61 Mill. W ahlbcrechtigten waren 2,53 Mill. 
Mü,mer und 3,08 Mill. Frauen. Die Anteile der männlichen 
1111d weiblichen Wahlberechtigten an der Ges~mtzahl betrugen 
demnach 45,2 0/o und 54,8 0/o. Insgesamt gab es unter den 
Wahlberechtigten rund 544 000 mehr Frauen als Männer, eine 
Zahl, die weit über der Hälfte aller Wahlberechtigten im 
Regierungsbezirk Siidwürttemberg-Hohcnzollcrn. liegl. Noch 
deutlicher läßt sich das Übergewicht der Frauen mit der soge­
nannten Geschlechterproportion veranschaulichen, wonach auf 
je 1000 männliche Wahlberechtigte 1215 weibiiche und damit 
ein gutes Fiinftel mehr kamen. Bei der Gesamtbevölkerung 
ist das Übergewicht der Frauen (1000 : 1093) nur etwa halb 
so groß; die Differenz ist vor allem mit den nicht wahlberech­
tigten Ausländern zu erklären, von denen nur rurid 300/o 
wcil,lichen Geschlechts sind. 

In den einzelnen Altersgruppen gab es recht beachtliche 
Abweichungen von der durchschnittlichen Geschlechterpropor-

1 Vgl. hierzu nnd1 den Stoti!lischen Berid1t B III 2 vom 16. JUii 1968 mit 
·<Jen crulgühigcn Ergebnissen der Lnnd1ngawobl 1968 in den Wahlkreisen 
urul RcgierungsLczirkcn. · 
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tion der Wahlberechtigten. Bis zum Altersjahr 34 waren die 
Männer sogar in der Mehrzahl, in der Altersgruppe 35 bis 39 
Jahre war das Geschlechterverhältnis in etwa ausgeglichen und 
in der Gruppe 40 bis 44 noch unterdurchschnittlich; erst ab 
eiern Altersjahr 45 lag die Proportion sehr deutlich über der 
Durchschnittsziffer. Die Ursachen dieser Differenzierung sind 
unterschiedlicher Art. In den in das wahlberechtigte Alter 
einlaufenden Altersgruppen ist der „normale" Geschlechter­
proporz noch erhalten, in den mittleren wirken sich vornehm­
lich die Kriegsverluste an Männern aus und in den höheren in 
zunehmendem Maße auch di'e vergleichsweise größere Lebens-
erwar:tung der Frauen. · 

Was die Altersgliederung der Wahlberechtigten angeht, so 
waren rund 332 000 Personen oder knapp 60/o der G~samtzahl 
erstmals bei einer Landtagswahl zum Gang zur.Wahlurne auf­
gerufen. Zur jüngeren Generation sind außer cl;n 21- bis 24jäh­
rigen Wahlberechtigten auch die 1929 bis 1943 Geborenen (-im 
Zeitpunkt der Wahl 25 bis 39 Jahre alt) zu rechnen, deren 
Zahl sich auf -1,84 Mill. (32,8 0/o) belief. Insgesamt 1,65 Mill. 
Wahlberechtigte im Alter von unter 35 Jahren - knapp 30 0/o 
der Gesamtzahl - haben. den zweiten Weltkrieg ·und auch 
weitgehend die davor liegende Epoche des „Dritten Reidi.es" 
nicl1! oder wenigstens kaum mit größerem Bewußtsein erlebt. 
Über 40 Jahre alt waren im Zeitpunkt der Wahl 3,44 Mill. 
Personen, darunter 2,82 Mill. im Alter von 40 bis 69 Jahren, 
die mit die ·Hauptlast des letzten Kriege·s trugen, und 618 000 
Menscl1en, für die in der Mehrzahl der Lebensabend bereits 
begonnen hat. 

Ziemlich nntersehiedliehe ,vahlbeteilig1m&:" 

Im Sclrnitt beteiligten sich von 100 Wahlberecl1tigten 71 an 
der Wahl, wie auch· das Ergebnis der allgeme.inen Wahlstatistik 
zeigt. Nach dem Resultat der Repräsentativauswertungen 
unterscheiden sich hiervon die Beteiligungsquoten der Männer 
·und Frauen sowie der einzelnen Altersgruppen nicht unerheb­
licl1. So _betrug· die Wahlbeteiligungsziffer der Männer 73,8 0/o, 
die der Frauen aber „nur" 68,2 0/o. Diese. geringere Quote der 
Frauen verminderte eiere~ Stimmengewicht gegenüber der 
bereits genannten Geschlechterproportion bei den Wahlbe­
rechtigten. Kamen bei der letztgenannten Gruppe auf 1000· 
Männer 1215 Frauen, so waren es bei den Wählern lediglich 

Geschlechterproportion bei der Landtagswahl 1968 
Auf 1000 männliche Wahlberechtigte bzw. Wähler · 
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TabeUel Wahlberechtigte, Wähler sowie Wahlbeteiligung nach Geschlecht und Altersgruppen bei den Landtags_wahlen 1968 und 19M 

Bezeichnung 

Wahlberechtigte insgesamt 

Wähler ohne Wahlschein 

Wahlbeteiligung1) 

Vl ahlbcrechtigte insgesamt 

· Wähler ohne Wahlschein 

Wahlbet~iligung1) 

Wahlberechtigte insgesamt 

Wähler ohne W nhlschein 

Wahlbeteiligung 1) 

Wahljahr 

V eränderuog 

1968 

1964 

Veränderung 

1968 

1964 

Veränderung 

1968 

1964 

Veränderung 

1968 

1964 

Veränderung 

1968 

1964 

Veränderung 

1968 

1964 

Ve,ränderung 

1968 

1964 

V cränderung 

1968 

1964 

1968 

1964 

Veränderung 

Differenzen in den Summen durdi Runden der Zahlen. 

Einheit 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

% 

% 

% 

1000 
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1000 
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1~00 
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1000 
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1000 
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1000 

% 

%· 

% 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

½ 
1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

0/ 
/0 

% 

% 

1) Wahlbeteiligung der Wahlbereditigten ohne Wahhd1cin. 

Wahlberechtigte bzw.•Wäbler 

1 im Alter von ... Jahren · 

i::;;.t 21-241 25-29 1 30-341 35-39 1 40-441. 45-49 1 50-59 1 60~69 1
1~~:;r 

2 534,3 
100 

2 488,3 
100 

46,0 
1,8 

1 803,0 
100 

1 il5,3 
100 

87,7 
5,1 

73,8 

70,6 

4,5 

3 078,0 
100 

2 982, 7 
100 

95,3 
3,2, 

2 014,4 
100 

1 883,9 
100 

130,5 
6,9 

68,2 

64,9 

5,1 

Männer 

167,5 
6,6 

227,4 
9,1 

-59,9 
-26,3 

88, 7 
4.9 

119,9 
7,0 

- 31,2 
-26,0 

55,7 

54,3 

2,6 

Frauen 

164,3 
5,3 

211,4 
7,1 

-47,1 
-22,3 

88,9 
4,4 

Ü3,6 
6,0 

-24,7 
-21,7 

56,5 

54,8 

3,1 

345,5 
13,6 

352,1 
14,2 

- 6,6 
- 1,9 

207,9 
11,5 

208,2 
12,1 

- 0,3 
0,1 

62,6 

60,4 

3,6 

333,2 
10,8 

330,6 
11,1 

2,6 
0,8 

199,2 
9,9 

190,3 
10,1 

8,9 
4,7 

61,9 

58,_7 

5,5 

Männer und Frauen 

5 612,2 
100 

5 471,0 
100 

141,2 
2,6 

3 817,4 
100 

3 599,2 
100 

218,2 
6,1 

70,8 

67,5 

4,9 

331,8 
5,9 

438,8 
8,0 

107,0 
24,4 

177,6 
4,7 

233,5 
6,5 

-55,9 
-23,9 

56,1 

54,6 

2,7 

678,7 
12,1 

682,7 
12,5 

-4,0 
-0,6 

407,0 
10,7 

398,5 
11,1 

8,5 
2,1 

62,3 

59,6 

4,5 

323,0 1 261,9· 
12,7 . 10,3 

---_,...-
527,9 

21,2 

57,0 
10,8 

223,4 ·1 192,9 

12,4 1 10,7 
---_,...-

361,'0 
21,0 

55,3 
15,3 

71,1 1 75,5 
---_,...-

69,6 

5,0 

314,3 1 263,0 
10,2 8,5 

---_,...-
527,4 
17,7 

49,9 
9,5 

207,7 · 1 183,8 
10,3 1 9,1 

---_,...-
345,"9 
18,4 

45,6 
13,2 

68,l 1 71,8 
---_,...-

66,4 · 

5,1 

637,3 1 524,9 
11,4 9,4 

---_,...-
1 055,3 

19,3 

106,9 
10,1 

431,1 1 376,7 
11,3 9,9 

---_,...-
. 706,9 

'19,6 

100,9 
14,3 

69,7 1 73,7 
---_,...-

68,0 

5,1 

243,1 1 212, 7 
9,6 8,4 

359,4 
Ü,4 

96,4 
26,8 

1 · 

186,5 1 164,1 
10,3 9,1 

---_,...-
261,6 
15,3 

89,0 
34,0 

78,6 1 79,6 
---_,...-

74,1 

6,7 

281,7 1. 301,5 
9,2 9,8 
-,.-

499,5 
16,7 

83,7 
16,8 

203,6 1 216,6 
10,1 10,8 

-,.....-....-, 
340,3 
18,1 

79,9 
23,5 

74,4 1 74,2 
-------,-

69,4 

7,1 

524,8 1 514,3 
9,4 9,2 

---_,...-
858,9 

15,7 

180,2 
21,0 

390, 1 II 380, 7 
10,2 10,0 

---_,...-
601,9 

16,7 

168,9 
28,1 

76,3 1 76,4 
---_,...-

71,4 

7,0 

369,3 
14,6 

457,8 
18,4 

-88,5 
-19,3 

289,6 
16,1 

348,1 
20,3 

- 58,5 
-16,8 

81,3 

77,6 

4,8 

520,1 
16,9 

595,7 
20,0 

- 75,6 
-12,7 

367,7 
18,3 

410,7 
21,8 

-43,0 
-10,5 

73,3 

70,6 

3,8 

8s'9,4 
15,8 

1 053,5 
19,3 

-164,l 
- 15,6 

657,2 
17,2 

758,8 
21,1 

-101,6 
- 13,4 

76,6 

73,6 

4,1 

386,5 
15,3 

353,3 
14,2 

33,2 
9,4 

296,9 
16,5 

271,8 
15,8 

25,l 
9,2 

79,8 

78,8 

1,3 

506,7 
16,5 

463,9 
15,6 

42,8 
9,2 

'342,3 
17,0 

306,1 
16,2 

36,2 
11,8 

70,6 

67,8 

4,1 

893,2 
15,9 

817,2 
14,9 

76,0. 
9,3 

639,2 
16,7 

578,0 
16,1 

61,2 
10,6 

74,6 

72,6 

2,8 

224,7 
8,9 

210,4 
8,5 

14,3 
6,8 

153,0 
8,5 

144, 7 
8,4 

8,3 
5,7 

72,9 

72,4 

0,7 

393,2 
12,8 

354,2 
11,9 

39,0 
11,0 

204,6 
10,2 

177,0 
9,4 

27,6 
_15,6_ 

56;7 

53,9 

5,2 

617,9 
11,0 

564,6 
10,3 

53,3 
9,4 

357,6 
9,4 

321,6 
8,9 

36,0 
11,2 · 

62,7 

60,9 

3,0 

1117; das heißt mit anderen Worten, das z'ahlenmäßige Über­
gewicht der Frauen wurde durch deren Wahlverhalten auf ein 
Zehntel reduziert bzw. halbiert. Trotzdem ist die verhleibende 
Überzahl von erheblicher B~deutung für den Wahlausgang 
allgemein wie auch im hesonderen für die Parteien, die relativ 
am meisten Stimmen von Frauen bekommen. 

Die vergleichsweise geringere Wahlbeteiligung der Frauen 
war mit Ausnahme der sogenannten Erstwähler, für die nahezu 
'gleiche Quoten ermittelt wurden, bei allen übrigen Alters­
gruppen zu beobachten. Bemerkenswerterweise wird der Ab­
stand heider Quoten mit aufsteigender Ordnung der Alters­
gruppen immer größer, und ~war ·bedin_gt dadurch; daß die 
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altersspezifische W ahlheteiligung bei den Männern bis zur 
Altersgruppe 50 bis 59 Jahre eine steigende Tendenz aufweist, 
während bei den Frauen der ohnedies in nicht ganz so starker 
Progression, erreichte Höchstw~rt bereits bei der Altersgruppe 
40 bis 44 Jahre gegeben war. Der Grund für diese mit dem 
Alter zunehmend größere Differenz dürfte nicht zuletzt in 
eiern mit höherem Alter wachsenden Anteil der nicht bzw. 
nicht r'nehr im Familienvcrhancl lehenclen Frauen zu suchen .· 
sein. Allgemein wird man nicht unbedingt von einem sehr viel, 
geringeren politischen Engagement der Frauen sprechen dür­
fen, schon wenn man bedenkt, daß die Zunahme der Wahlbe-

. teiligung 1968 gegenüber 1964 bei den Frauen fast in allen 
Altersgruppen höher war als bei den Männern. Das gilt in 

-gewissem Maße auch fiir die Jungwähler, denen man oft 
Desinteresse an politischen Wahlen nad1sagt. Gewiß war die 
Beteiligungsquo.te der 21- bis 24jährigen "mit 56,1 6/o u~cl der 
25- bis 29jährigen mit 62,3 0/o weit unterdurchschnittlich doch 
hat auch bei diesen Altersgruppen die Quote gegenühc; 1964 
zugenommen. Im übrigen ist bei cli'esen sogenannten mobilen 
Jahrgängen nicht ~nsznsd1ließen, daß die Wahlbeteiligungs­
ziffer in der Repräsentativauswertung· etwas zu gering er­
scheint, weil nur die Beteiligung der Wahlberechtigten ohne 
Wahlschein ermittelt werden kann. 'Gerade bei diesen Alters­
gruppen ist indessen der· Anteil der Wahlscheininhaber, die 
nach der allgemeinen Wahlstatistik zu iiher 90~/o tatsäd1lich. 
auch wählen, verhältnismäßig groß. 

Zusammengefaßt war 1968 tendenziell dieselbe gesd1led1ts­
uncl altersspezifisd{e Abstufung der Wahlbeteiligungsziffern 
wie 1964 festzustellen. Der Untersd1iecl besteht in der generell 
höheren W ~hlhc!ciligung und i"n der Verminderung der Ab­
standsquoten zwischen Männern und Frauen. Das heißt anders 
ausgedrückt, daß das_ Stimmengewicht bzw. der Einfluß der 
Frauen auf den Ausgang der Wahl no_ch etwas größer gewor­
den ist. Dabei scheint es gerade an dieser Stelle notwendig, 
daran zu erinnern, daß im neugewählten Landtag das Zahlen­
verhältnis-zwischen männlichen und weihÜdien Abgeordneten 
126 : 1 lautet. Im vi_erten Landtag waren unter 120 Ahgeorcl­
nctcn iinmerhin noch fünf Frauen. Vielleicht ein Ansatzpunkt, 
bei der Aufstellung von Wahlvorschlägen diesen Gesichts­
punkten in Zukunft etwas mehr Raum zu geben. 

Star!,< differenzierte Stimmabgabe' 

Die an ancl.erer Stelle bereits kurz erläuterten Ergebnisse 
der Landtagswahl 1968 sind gewissermaßen als Mittelwerte 
der Wahlentsd,eiclnng einzelner Bevölkerungsgruppen anzu­
sehen. Zu Mittelwerten gehören hcgriffsnotwenclig Einzel­

, werte, bei der Landtagswahlstatistik in erster Linie das 
Wahlverhalten der Männer und Frauen, untergliedert nad1 
Altersgruppen. Der Klarheit der Darstellung wegen scheint es 
geboten, die folgende Betrachtung nach Parteien zu ordnen; 
bei allen Angaben bleibt das Ergebnis der Briefwahl aus den 
schon clargclcgten Gründen nnhcriicksid1tigt .. 

Die CDU erhielt clurchsdmittlich 44,00/o der giiltigen Stim­
men, bei den Männeri1 waren es 37.2 °/o oder stark ein Drittel 
liei den Frauen 50,2 0/o oder eh;a die Hälfte. Bei beide~ 
Geschlechtern stimmten die Wähler im Alter von ·21 bis 29 
Jahren relativ mehr für die CDU als die Wähler im Alter 
von 30 bis '59 Jahren; am meisten Anklang fand diese Partei 
jedoch bei den Wählern über 60 Jahren, bei den Frauen dieser 
Altersgruppe konnte sie mit 55,3 0/o sogar die absolute Mehr­
heit verbuchen. Fast genau umgekehrt verhielt es sich bei der 
SPD, die im Durchschnitt auf 29,2 Ofo· kam, bei den Männern 
aber auf 31,4 0/o und damit ganz knapp auf ein_ Drittel, bei 
den Frauen hingegen mit 27,2 0/o gut auf ein Viertel. Anderer­
seits wurde die SPD mehr gewählt von den Wählern zwisd1en 
30 und ,1,1 J ahrcn als von d·cu jüngeren und vor allem von 
den ähcren Wählern. Bei der SPD vcrsd1lcd1terte sich das 
W ahl~rgclmis durch das Votum der Frauen auf weniger als 
30 0/o, während die CDU nur clur~h das Stimmcngcwich t der 
Frauen auf iiber 40'0/o kam. Dies zeigt sid, aud1 in den Stim­
mengewid,tcn der Männer und Frauen bei diesen beiden Par-

t Vgl. hierzu audi das Sdu1ubild auf der crelcn Umsd1lngseitc. 

· Geschlechts· und altersspezifische Wahlbeteiligung 
bei der Landtagswahl 1968 
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· teicn. Von allen CDU-Stimmen wurden.39,80/o von Männern 
abgegeben, von_-allen SPD-Stimmen aber 50,7 0/o. 

Etwas ausgeglichener waren die Verhältnisse bei der FDP/ 
DVP, die im Mittel 14,3"0/o der Stimmen erlangte. Von den 
Männern entschieden sich knapp 15 0/o für diese Pariei, von 
-den Frauen knapp 14 0/o. Relativ am meisten Anhänger hatte 
diese Partei bei den Wählern im Alter zwischen 21 bis 29 
Jahren, etwas weniger bei den Wählern im Alter von 30 bis 59 
Jahren und am wenigsten bei den Frauen _iilier 60 Jahren. 
Unter der Gesamtzahl der FDP-Wähler waren-die Frauen - be­
dingt dur"ch die ab~olut größere Zahl - mit 50,80/o geringfügig 
in der Mehrzahl. 

Die NPD ~rreid,te durchschnittlich ein Zehntel aller Wähler­
stimmen; von den Männern stimmten 13,40/o "für diese ·Partei, 
von 'den Frauen hingegen nur 6,8 0/o, eine ziemlich starke 
Diskrepanz also. Bemerkenswert erscheint besonders die Tat­
sache, daß die männlid,en und weiblichen Wähler im Alter 
von 21 bis 29 J ahrcn etwa im seihen Maße wie· die über 
60jährigc11 für diese Partei stimmten, während sich die Wähler 
im Alter von 30 bis 59 Jahren weit mehr für diese Partei 
e1itschiedcn. Es sei nidit unerwähnt, daß bei den ,männlichen 
Wählern zwisdien dem 45. und 59. Altersjahr die NPD sogar 
vor der FDP/DVP drittstärkste Partei wurde; von 100 Stim­
men dieser Wählergruppe entfielen nämlich 17 auf die NPD 
und „nur" 14 auf die FDP/DVP (CDU 35, SPD 30). Insgesamt 
wurden 63,9 0/o der NPD-Stimmen von männlichen· Wählern 
abgegeben, das ist der höchste Anteil an Männerstimmen 
überhaupt. · 

Audi die DL wurde von Männern (2,8 0/o) mehr gewählt als 
von Frauen (1,8 0/o). Es scheint, als ob diese Partei speziell 
die älteren männlichen \Vähler anzusp~ed1en vermochte; die 
Männer brachten der DL insgesamt 58,5 0/o der Stimmen ein. 
Um die angegebenen Anteile der Männer· und Frauenstimmen 
ri~htig werten zu könne;,, sei noch die durchschnittliche Rela­
tion bei den Wählern überhaupt angegeben, die sid, auf 47,2 0/o 
Männer- und 52,8 0/o Frauenstimmen beziffert. Tatsäd1lichcn 
Vorteil von dem zahlenmäßigen Übergewid1t der Frauenstim­
men hatte also nur die CDU; SPD, NPD und DL brachte diese 
Überzahl nichts ein, es sei denn - bezogen auf die Stimmab­
gabe der Männer - geringere Stimmenanteile. 

Zusammenfassend kann man also sagen, daß die CDU relativ 
am hä~figsten von den wciblid,en und ältercn•Wählern gewählt 
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Tabelle2 Stimmabgabe nach Geschlecht und Altersgruppen der Wähler bei den Landtagswahlen 1968,und 1964 

Männer Frauen Männer und Frauen 
Wahljahr Ein-

1 im Alter von , , , Jahren 1 ·im Alter von ... Jahren . 1 im Alter von ... Jahren Bezeichnung heit 
g!::;,,t 21-29!30-44145-591 ~::; g!::;,,t 21-29130-44145-591 ~::; 

lDS• 
Veränderu,ng 

gesamt 21-29130-44145-591 ~::; 

Wähler1) 1968 1000 1 810,5 300,5 602,41460,9 446,8 2 020,8 289,7 594,l 1591,0 546,l 3 831,4 S90,2 1196,411051;9 992,9 
-..-- -----1964 1000 l 725,8 330,3 979,2 416,3 l 898,l 299,4 l 104,0 494,7 3 623,9 629,7 2 083,2 9ll,0 

Ungültige Stimmen•) 1968 1000 42,4 5,0 1 10,6 · 12,l 42,3 4,7 14,51 13,8 9,3 84,7 9,7 
. 1 

21,4 
' 14,71 29,21 24,4 

% 2,3 1,7 2,4 2,3 2,7 2,1 1,6 2,41 2,3 1,7 2,2 1,6 2,4 2,3 2,2 
-..-- -..--

1964 % 2,7 1,9 2,9 3,0 2,0 1,8 2,4 1,4 2,4 1,8 2,6 2,1 

Gültige Stimmen') 1968 1000 I 768,l 295,5 587,61450,3 434,6 l 978,6 285,l 579,51577,l _536,9 3 746,7 580,6 ll67,211027:4 971,5 _,,_., -..-- -----1964 1000 I 679,7 324,0 951,5 404,2 I 859,0 293,9 1 077,7 487,4 3 538, 7 617,9 2 029,2 891,6 

V Crönderung % 5,3 - 8,8 9,1 ·1,s 6,4 -, 3,0 7,3 10,2 5,9 - 6,0 8,2 9,0 
davo·n 

213,4·1157,7 273,s l 281,3 486,91439,1 CDU 1968 1000 657,4 112,7 173,5 992,8 141,1 296,8 1 650;1 _253,8 470,4 

% 37,2 38,1 36,3 35,0 39,9 50,2 49.5 41,2 I 48,1 55,3 44,0 43,7 41,7 42,7 48,4 

1964 1000 688,3 138,3 372,9 177,0 936,8 151,7 518,6 266,4 1 625,0 290,0 891,5 443,5 

% 41,0 42,7 39,2 43,8 50,4 51,6 48,1 54,7 45,9 46,9 43,9 49,7 

Veränderung 1000 - 30,9 -25,6 - 1,8 - 3,5 56,0 -10,6 36,2 30,4 25,l -36,2 34,5. 26,9 

% - 4,5 -18,5 -0,5 - 2,0 6,0 - 7,0 7,0 11,4 1,5 -12,5 3,9 6,1 

SPD 1968 1000 554,6 92,4 191,11 136,5 134,5 538,8 77,6 168,2 l 154,4 _ 138,6 l 093,3 170,0 359,31290,9 273,1 

% 31,4 31,3 32,5 30,3 30,9 ·21,2 27,2 29,01 26,8 25,8 29,2 29,3 30,8 28,3 28,l 
-..--

' 1964 1000 697,5 138,2 410,0 149,2 632,5 105,6 381,3 145,5 1 329,9 243,9 791,3 294,7 

% 41,5 42,7 43,1 36,9 34,0 35,9 35,4 29,9 37,6 39,5 39,0 33,l 

Veränderung 1000 - 142,9 -45,8 - 82,4 -14,7 - 93,7 -28,0 - 58,7 - 6,9 - 236,6 -73,9 _: 141,I -21,6 

% - 20,5 -33,1 - 20,1 - 9,9 - 14,8 -26,5 -15,4 - 4,7 - 17,8 ~30,3 -17,8 - 7,3 

FDP/DVP 1968 1000 263,2 49,6 
. 1 

64,9 63,1 271,4 44,1 80,01 82,2 · '65,0 534,6 93,7 
. 1 

128,1 85,61 165,71147,1 
% 14,9 16,8 14,6 14,4 14,5 13,7 15,5 13,81 14,2 12,1 14,3 16,1 14,2 14,3 13,2 

-..-- ---..-
1964 1000 235,3 41,0 137,0 57,3 225,0 31,0 138,4 55,5 460,3 72,0 275,4 112,9 

% 14,0 12,7 14,4 14,2 12,1 10,5 12,8 11,4 13,0 11,7 13,6 12,7 

Veränderung 1000 27,9 8,6 13,5 5,8 46,4 13,1 23,8 9,5 74,3 21,7 37,4 15,2 

% 11,9 21,01 9,9 10,1 20,6 42,3 17,2 17,1 16,1 30,1 13,6 13,5 

DL 1968 1000 49,6 7,8 15,7 12,8 13,4 ; 35,2 6,5 9,4 10,9 8,4 84,8 14,3 25,1 23,7 21,7 

% 2,8 2,6 2,7 2,8 3,1 1 1,8 2,3 1,6 1,9 1,6 2,3 2,5 2,2 2,3 2,2 

NPD 1968 1000 237,8 32,3 80,0 76,9 48,6 134,6 15,l 46,6 46,6 26,3 . 372,4 47,3 126,7 123,5 75,0 

% 13,4 10,9 13,6 17,1 11,2 . 6,8 5,3 8,0 8,1 4,9 9,9 8,1. l_0,9 j 12,0 7,7 

Sonstige 1968') 1000 6,4 0,9 2,0 1,6 1,9 5,0 0,8 1,4 1,5 1,4 ll,4 1,6 3,4 j 3,1 3,2 

% 0,4 0,3 0,3 0,4 0,4 0,3 0,3 0,2 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 
-..-- -----1964') 1000 63,8 8,2 35,6 20,0 59,6 5,6 37,1 16,9 123,4 13,8 72,6 37,0 

% 3,8 2,5 3,7_ 4,9 3,2 1,9 3,4 3,5 3,5 2,2 3,6 4,1 

Veränderung 1000 - 57,4 - 7,3 - 32,0 -18,1 - 54,6 - 4,8 - 34,2 -15,5 -112,0 -12,2 - 66,i -33,8 

% -90,0 -89,0 -89,9 -90,5 - 91,6 -85,7 -92,2 -91,7 - 90,8 -88,4 - 91,0 -91,4 

Differellzen in den Summen durch Runden der Zahlen. 
1) Ohne Briefwähler. - :!) Ohne Stimmen der Briefwähler. - 3) AUD, FSU, Einzelbewerber. - ') GDP, DFU, DG, Einzelbewerber. 

wurde, die SPD mehr von den männlichen Wählern und de­
nen im Alter vori 30 bis unter 4.5 Jahren. Auch die FDP/DVP 
fand mehr Anklang bei den männlichen Wählern, im Gegen­
satz zur SPD und vor allem zur CDU entschieden sich relativ 
am häufigsten die jüngeren Wähler für diese Partei. Ein fast 
extrem starker Anteil an Männerstimmen war bei der NPD 
festzustellen, die vor allem die Wähler im Alter von 45 bis 
unter 60 Jahren anzusprechen vermochte, jedoch weit weniger 
die Jungwähler, wie das einige Prognosen wissen wollten. 

Der Vergleich-zu 1964 

Gegenüberstellungen der Wahlergebnisse von 1968. un~ 1964 
sind nur in begrenztem Umfang möglich, weil nur drei der an 
der Landtagswahl 1968 teilnehmenden Parteien, nämlich CDU, 
SPD und FDP /DVP, auch schon 1964 vertreten waren. Trotzdem 
erscheint dieser Vergleich äußerst interessant, weil er das Ab­
schneiden dieser Parteien unter geänderten politischen Ver­
hältnissen zeigt. 1964 waren im Bund und im Land CDU und 
FDP/DVP in Regieruni;skoalitionen vereinigt_, 1968 gingen 
indessen die Koalitionspartner CD:U und SPD' in den Wahl­
kampf gegen eine FDP/DVP, die seit Ende 1966 im Bund und 

im Land in der Opposition war. Außerdem hatte sich das poli­
tische Bild durch das Auftreten der NPD gewandelt, die im 
Lauf der Landtagswahlperiode erstmals an einer Parlaments­
wahl in Baden-Württemberg teilnahm und bei den Wahlen 
zum fünften Deutschen Bundest_ag 1965 im Land auf 2,2 0/o der 
gültigen Zweitstimmen kam. Es waren also mehrere offene 
Fragen, die den Wählern bei der Landtagswahl 1968 gestellt 
waren. Wie würden sie sich zu der Koalition stellen, wie zur 
oppositionellen FDP/DVP und wie zu den bislang nicht im 
Landtag vertretenen Parteien NPD und DL? Für_ die beiden 
letztgenannten Parteien ist diese Frage bereits mit der Dar­
stellung des Wahlergebnisses 1968 beantwortet worden, nun 
also zu den bereits 1964 vertretenen Parteien. 

Die CDU gewann 1968 gegenüber 1964 im Schnitt 1,5 0/o der 
Stimmen hinzu, gegen die 5,9 0/o Zuwachs an gültigen Stimmen 
überhaupt also eine weit unterdurchschnittliche Zunahme, die 
sich in einer Abnahme des Stimmenanteils von 45,90/o auf 
·44,0 0/o auswirkte. Dabei ist besonders interessant die Tat­
sache, daß die CDU gegenüber 1964 knapp 31 000 Männer­
stimmen (- 4,5 0/o) verlor, während sie auf der anderen Seite 
56 000 Frauenstimmen ( + 6,0 0/o) mehr bekam. Die höchsten 
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Stimmenverluste der CDU waren bei den männlichen Wählern 
im Alter von 21 bis 29 Jahren·(-18,50/o gegenübe; -8,80/o bei 
den gültigen Stimmen überhaupt) zu beobachten, die hödisten 
Stimmengewinne bei den über 60jährigen Frauen ( + 11,4 0/o, 
gegenüber + 10,2 0/o). Insgesamt war die Bilanz der CDU bei 
den Männern aller Altersgruppen negativ, desgleichen 'bei den 
unter 30jährigen Frauen. Die über 30jährigen Wählerinnen 
verhalfen der CDU in etwa zu einer Wahrung ihres „Besitz­
standes" von 1964. 

Demgegenüber mußte· die SPD bei beiden Geschleditern 
und allen Altersgruppen mehr oder minder starke Verluste 
hinnehmen. Im Durchschnitt ergab sich ein Minus von 17,8°/o 
der Stimmenzahl im Jahr 1964, bei den Männern mit - 20,5 °/o 
ein relativ höheres als bei den Frauen mit -: 14,8°/o. Beson­
ders stark waren· die Abnahmen der SPD-Stimmenzahlen bei 
den unter 30 Jahre alten Männern (- 33,1 °/o) und Frauen 
(- 26,50/o), am geringsten bei den über 60jährigen Wählern 
(- 9,90/o bzw.- - 4,7'0/o). So liegt es auf der Hand, daß der 
SPD-Stimmenanteil bei allen genannten Wählergruppen rück­
läufig war, im Schnitt. ging er von 37,6 0/o auf 29,2 0/o zurück. 
Einen Stimmenanteil von über 30 0/o hatte die SPD 1968 nur 
noch bei den männlichen Wählern, bei den Frauen lag er_ 
durchweg darunter. Gleichwohl ist nicht zu verkennen, daß 
die SPD noch mehr verloren häne, wenn sid,_ die Frauen in 
ähnlichem M~ße von der SPD abgewandt hätten .wie die Män­
ner. In absoluten Zahlen ausgedrückt verlor die SPD 236 600 
Stimmen, und zwar 142 900 Männer- und 93 700 Frauen­
stimmen. 

Genau umgekehrt verhielt es sich bei der FDP/DVP, die bei 
beiden Geschlechtern und bei allen Altersgruppen nicht uner­
hebliche Gewinne zu verzeichnen hatte. Relativ am stärksten 
war der Zuwachs bei den Frauen ( + 20,6°/o) und den jüngeren 
W~hlern unter 30 Jahren ( + 30,1 °/o), verhältnismäßig am 
schwäd,sten bei den im mittleren Alter stehenden Männern 
und· den iiber 60jährigen Frauen. Der Stimmenanteil dieser 
Partei nahm ebenfalls bei Männern und Frauen aller Alters­
gruppen zu. Dem Gesamtzuwachs um 74 300 Stimmen 
( + 16,1 0/o) liegt ein Mehr an Männerstimmen von 27 900 und 
an Frauenstim.men von 46 400 zugrunde (11,9 O/o/20,6 °/o). 

Fassen wir kurz zusammen. Die Landtagswahl 1968 hat der 
CDU bei einzelnen Wählergruppen nicht unerhebliche Ver-· 
luste und bei einigen nicht· allzu große Stimmengewinne 
gebracht. Empfindliche Einbußen gab es vor allem bei den 
Wählern unter 30 J ahre·n; die Abnahme der CDU-Stimmen 
war bei dieser Altersgruppe gut doppelt so· hoch wie die 
relative Verminderung der Gesamtzahl gültiger Stimmen, die 
vornehmlich auf das Hereinwachsen der geburtenschwachen 

Kriegsjahrgänge in das wahlfähige Alter zurückgeht. Bemer­
kenswerterweise waren auch die SPD-Verluste bei dieser 
Altersgruppe relativ am größten und umgekehrt die FDP/DVP­
Gewinne. In dieser Sicht kann man in etwa von der „reagibel­
sten" Wählerschicht sprechen, nicht dagegen im Blick auf die 
NPD, die von den unter 30jährigen Wählern weniger gewählt 
wurde als im Durdischnitt. Doch zuriick zu CDU und SPD, bei 
denen jeweils Abnahmen der Männerstimmen zu beobachten 
waren; bei der CDU allerdings in weit geringerem Maße als· 
bei der SPD. Während nämlich die CDU beispielsweise ihre 
Stimmenzahl von 1964 bei den 30- bis unter 60jährigen Män­
nern in etwa halten konnte - dabei aber indirekt durch die 
Zunahme der Gesamtstimmenzahl doch verlor, ging die Zahl 
der SPD-Wähler um ein Fünftel znrück, ein ungleich stärkerer 
Verlust also. Vollends unterschiedlich war die Entwicklung der 
Stimmenzahlen der Frauen. Die CDU gewann Frauenstimmen, 

· die SPD biißte ein, und zwar jeweils nicht unerheblich. Ganz 
anders das Wahlergebnis der FDP/DVP, die bei allen Wähler­
gruppen einen Anstieg verzeichnen ·konnte, bei den Frauen 
einen relativ größeren als bei den Männern, bei den jüngeren 
einen verhältnismäßig stärkeren als bei den älteren Wählern. 
Bei den Männern UI!d F~auen aller Alte.rsgru'ppen waren die 
relativen Zunahmen höher als der Zuwachs an gültigen Stim­
men, bemerkenswerterweise auch bei den Wählergruppen, 

• deren Stimmengewicht gegenüber 1964 durchschnittlich ab­
nahm - ein Ergebnis, das sich von dem Abschneiden der CDU 
und vor allem der SPD sehr deutlich unterscheidet. Gingen 
nämlich bei der CDU _die Stimmenanteile bei fast al}en Wäh­
lergruppen etwas _und bei der SPD durchweg· und beachtlich 
zurück, so konnte die FDP/DVP bei allen Wählergruppen ihre 
Stimmenprozente verbessern. 

Ursachen ungültiger Stimmenabgabe 

Eine Sonderuntersuchung der R~präsentativen Landtags­
wahlstatistik .galt dem Proble~kreis ungültige Stimmen. Im 
Durchschnitt waren 2,3 0/o der Männer- und 2,1 0/o der Frauen­
stimmen ungültig. Die Frage, warum insgesamt 2,2 0/o aller 
Stimmabgaben für ungültig erklärt werden mußten, ist etwa 
wie folgt zu beantworten: In 40-0/o der Fälle enthielt der 
Wahlzettel mehrere Kennzeichnungen, das heißt, es waren 
mehrere Parteien mit einer.Stimme bedacht worden. Weitere 
35 0/o der ungültigen Wahlzettel enthielten überhaupt keine 
Eintragungen, und knapp, 22 °/o waren durchgestrichen. Bei 
fast 2 0/o der ungültigen Stimmabgaben ent):i.ielt der Wahl­
umschlag keinen Wahlzettel. Alle anderen Ungiiltigkeits­
ursachen, wie etwa gegen die guten Sitten oder die verfas­
sungsmäßige Ordnung verstoßende Zusätze auf den Wahl­
zetteln, kamen äußerst selten vor. 

)'abelle 3 Stimmengewicht der einzelnen Wählergruppen bei den Landtagewahlen 1968 nnd 1964 
(alle Angaben in%) 

' Männer Frauen Männer und Frauen 

Bezeichnung 1 im Alter von ... Jahren · 1 im Alter von ... Jahren 

g:::.:rit 21-29130-4414s-s9 l 6!:t:r g;::;,.t 21-29130-44 i 4s-s9 J 6!~:;' 

1 · im Alter von ... Jahren 

g;::;,.t 21-29130-44 l 4s-s9 J 6!~:;, 

Landtagswahl 1968 

Gültige Stimmen') überhaupt 47,2 7,9 ,15,7 12,0 11,6 52,8 7,6 15,5 15,4 14,3 100 15,5 31,2 27,4 25,9 
,Gültige Stimmen1) für 

CDU ........................... 39,8 6,8 12,9 9,6 10,5 60,2 8,6 16,6 17,0 18,0 100 15,4 29,5 26,6 28,5 
SPD ........................... 50,7 8,5 17,5 12,5 12,3 49,3 7,1 15,4 14,1 12,7 100 15,5 32,9 26,6 25,0 
FDP/DVP ...................... 49,2 9,3 16,0 12,1 11,8 50,8 8,2 15,0 15,4 12,2 100 17,5 31,0 27,5 24,0 
DL ............................ 58,5 9,2 18,5 15,1 15,8 41,5 7,7 11,1 '12,9 9,9 100 16,9 29,6 27,9 25,6 
NPD .......................... 63,9 8,7 21,5 20,6 13,1 36,1 4,1 12,5 12,5 7,1 100 12,7 34,0 33,2 20,1 

Lundtugswahl 196' ------- ------Gültige Stimmen1) überhaupt 47,5 9,2 26,9 11,4 52,5 8,3 30,5 13,8 100 17,5 57,3 25,2 
Gültige Stimmen') für 

CDU ........................... 42,4 8,5 22,9 10,9 57,6 9,3 31,9 16,4 100 17,8 54,9 27,3 
SPD ........................... · 52,4 10,,1 30,8 11,2 47,6 7,9 28,7 10,9 100 18,3 59,5 22,2 
FDP/DVP . .' .................... · 51,1 8,9 29,8 12,4 48,9 6,7 30,1 12,1 100 15,6 59,8 24,5 

1) Ohne Stimmen der Briefwähler. 
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Wahlbeteiligung und Stimmabgabe 
bei der Landtagswahl 1968 

nach Gemeindegrössenklassen 
sowie Anteil der evangelischen 

und landwirtschaftlichen Bevölkerung 

1 ... -
/ 

' 

-
V"" 

~-
.,.1. 

-
' 

unter 1 3 1 0 50 unter 20 unter 20 40 60 
1 3 To 50 o. m. 20 40 

Gemeinden mit ... Tsd. 
Einwohnern 

Gemeinden mit ... ?O 

evang. Bevölkerung -

20 40 60 o.m. 

Gemeinden mit ... ?O 

landw. Bevölkerung 

9368, Stotis1isdles ~ondesam1 Boden-Würllemberg 

Gemeindestruktur und \\'ahh·erhaltt>n 

Weitere interessante Einblid,e in das W ahlverhaltcn der 
Bevölkerung vermittelt die Unterglied

1
erung der W ahlergeb­

nisse nach Gemeindegrößenklassen sowie nach den S_truktur­
merkmalen evangelische, katholisdie und landwirtscha/tlidie 
Bevölkerung. Das zur Ermittlung der Daten angewandte Stich­
probenverfahren liefert iii, dieser Beziehung allerdings nur 
Annäherungswerte, weil sich· die gewählten Kriterien auf die 
Gesamtgemeinde beziehen und nicht s·p_eziell auf die in die 
Stid,probe einbezogenen Wahlbezirke. Vergleid,e mit frühe­
ren Totalauswertungen zeigen aber, daß durchaus brauchbare 
Resultat~ mit dieser Methode zu erzielen sind. 

Die Untergliederung der Wahlergebnisse nach Gemeincle­
größenlclassen benutzt man gewöhnlich fiir eine Umschreibung 
der Verhältnisse in Stadt und Land. Folgt man dieser Darstel­
lungsweise, so ergibt sich, daß die Wahlbeteiligung bei der 
Landtagswahl 1968 in den kleinen, ,,ländlichen" Gemeinden 
unter 1000 Einwohnern etwa gleich groß war wie im Landes­
durchschnitt; nicht zu verwechseln sind damit allerdings die· 
bäuerlichen Gemeinden unter 3000 Einwohnern und mit 

relativ hohem Ant.eil der landwirtschaftlichen Bevölkerung, in 
den_en die Wahlbeteiligung durchweg überdurchschnittlich war. 
Bei der ersten Gemeindegruppe handelt es sich nämlich viel­
fach um sogenannte Arbeiterwohngemeinden - teilweise in der 
Nähe von -größeren Städten, in denen das Moment der Ge­
meindegröße mehr oder weniger überdeckt wird durch Ver­
haltensweisen aus anderen Lebensbereichen. Dies zeigt sich 
auch darin, daß mit wachsender Gemeindegröße, in,der Regel 
ein Indiz für die Überlagerung landwirtschaftlich~r Grund-

. strukturen, die Wahlbeteiligung von dem bei Mittelgemeinden 
bis zu 3000 Einwohnern zu beohad,tenden Höchstwert konti­
nuierlich abfällt. Dieser -Rückgang war allerdings weit geringer 
als der Abfall der CDU-Stimmenprozente mit wachsender Ge- · 
meindegröße und" umgekehrt der Anstieg des SPD-Anteils, 
während der Prozentsatz der FDP/DVP nicht ganz so stark 
differenziert war. Weit größere Unterschiede zeigen sich bei 
der Untergliederung nach der Religio,iszrtgehörigl.eit der Be­
völkerung. In den fai;t ganz hatholischen Gemei,ulen war der 
CDU-Anteil nahezu doppelt so groß wie in den nahezu rein 
evangelischen Gemeinden, dasselbe gilt umgekehrt fiir den 
Anteil der FDP/DVP. Bei der SPD betrug der Abstand zwi­
schen fast . rein katholisd,en Gemeinden (unter 20 0/o) und 

· beinahe ganz evangelischen Gemeinden (über 3·0 0/o) immerhin 
die Hälfte. Allerdi11gs sei nicht unerwähnt, <laß sich in diesen 
Verhältnissen auch ein Zusammenhang damit abzeichnet, daß 
die evangelische Bevölkerung mehr in den Städten und die 
katholische -mehr im ländlichen Raum wohnt, so <laß eine 
ausschließliche lnterdepedenz zwischen Konfessionszugehörig­
keit und Wahlentscheidung keineswegs gegeben ist. Inter­

. essant ersd,eint aber immerhin, daß auch der Stimmenanteil 
de~ NPD mi't wachsendem Anteil <ler evangelisd1en Bevölke­
rung steigt. Dasselbe gÜt für den zunehmend~n Anteil der 
bäuerlichen Bevölkerung, wobei allerdings nur Gemeinden 
bis zu 3000 Ei.nwohnern untersucht wurden. Einschränkend ist 
hier i11d;ssen anzufügen, <laß einiges dafür spricht, <las Struk­
turmer_kmal „landwirtschaftlid,e Bevölkerung" in diesem Zu­
sammenhang nicht isoliert zu hetrad,ten. Wie der untersd1ied­
lid1e Ausgang der Wahl in den landwirtsd1aftlich orientierten 
Gebiei"en Hohenlohes uncl Obersd1wabens ze.igt, 1nüssen fiir 
die Wah.lentschei<lung dieses Pe~sonenkrei_ses außer der Zuge­
hörigkeit zur bäuerlichen Bevölkeru11g hoch andere Faktoren 
_ausschlaggebend gewesen sein. 

In der Gesamtschau ergibt sid, also, daß die CDU in den 
kleineren uncl mitderen sowie in den bä;1erlichen Gemeinden ' 
wie auch in den Gebieten mit größerem Bevölkerungsanteil 
der Katholiken ihren stärksten Rückhalt fand, die SPD in den 
größeren Gemeinden und Städten, die im Durchsdrnitt mehr 
evangelische und nid1tlandwirtsd1aftliche Bevölkerung auf­
weisen. In etwa gilt <lies auch für die FDP/DVP, während 
sich für die NPD keine ganz klaren Tendenzen abzeichnen. 

Dr. Ebe~hard Gawatz 

1Uelde1,flit•lttige Krankheiten 1!)63 bis 1!)67 

Die Angaben über die in den Berichtszeiträumen bekannt­
gewordenen Neuerkrankungen an meldepflichtigen übertrag­
baren Krankheiten sind aus den 52 Wochenberichten der 
Gcsunclheitsämter zusammengestellt, wobei die im Verlauf 
eines Jahres anfalle_nden Nachträge und Streichungen berück­
sichtigt wurden1• Der Meldepflicht unterliegen die im „Gesetz 
zur. Verhütung und _Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
beim Menschen" vom 18. Juli 1961 (Bundesseuchengesetz) 
genannten Krankheiten. Gegenüber den früheren Bestim­
mungen wurde im Bundesseuchengesetz das Verzeichnis der 
Krankheiten sowie Art und Umfang der Meldepflicht zum Teil 
geändert. So unterscheidet das Bundesseuchengese_tz ( § 3) 
vier Gruppen: 

l Die Erg:ebnis!e nach Stn<lt- un<l Landkreisen werden im Statistisdicn Be­
richt A IV 4 - j, der alle gemeldeten Erkrankungen auCführt~ \.'Cröffent­
lid1t. 
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1. Meldepflicht für jeclen Fall einer Erkrankung, des Verdach­
tes einer Erkrankung und eines Todes (20 Krankheiten 
und Krankheitsgruppen mit Untergliederung, darunter 
auch aktive Tuherkulose2). 

2. Meldepflicht für jeden Fa.II einer Erkrankung und eines 
Todes (14 Krankheiten und Krankheitsgruppen mit Un­
tergliederung). 

3. Meldepflicht für jeden Todesfall (Virusgrippe, Keuchhusten, 
Masern). 

4. Meldepflicht für jeden Ausscheider der Erreger von Ente­
ritis infectiosa, Paratyphus A und B, bakterielle Ruhr und_ 
Typhus ab.dominalis. 

Die Tuberkuloscer~rankungen werden gesondert ausgewiesen (·•gl. Sta­
tistisd1e Berid1te A IV 5). 




